
Klub der Wiener Freiheitlichen

 

 

 

 

Herrn
amtsführenden Stadtrat
der Geschäftsgruppe
Klima, Umwelt, Demokratie und Personal
Mag. Jürgen Czernohorszky

 

Schriftlicher Antrag

 

der Abgeordneten Angela Schütz, MA (FPÖ), Michael Stumpf, BA (FPÖ), Harald 
Stark (FPÖ), Clemens Gudenus (FPÖ), Roman Schmid (FPÖ) und Maximilian Krauss, 
MA (FPÖ) an Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Klima, Umwelt, 
Demokratie und Personal Mag. Jürgen Czernohorszky für den Landtag am 
28.04.2026.

 

Änderung der Fristenregelung für schriftliche Anfragen in der Geschäftsordnung 
des Landtages für Wien

 

In Österreich wurde das Informationsfreiheitsgesetz (IFG) mit 1. September 2025 
implementiert. Es gibt Personen das grundsätzliche Recht auf Information aus 
Bund, Land und Gemeinde, sofern diese nicht der Geheimhaltung unterliegt. Der 
§8. (1) und (2) des IFG regelt die Frist für die Beantwortung wie folgt:

             
 



(https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2024/5/P8/NOR40260542; abgerufen am 
16.04.2026)

  
 

Die Fristen für die Beantwortung „Schriftlicher Anfragen“ von 
Landtagsabgeordneten, sind in der Geschäftsordnung des Wiener Landtages in § 
31. (3) wie folgt festgelegt:

  
 

(https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=LrW&Gesetzesnummer=20000310&Artikel=&Paragraf=31&Anlage=&Uebergangsrecht=;
abgerufen am 16.04.2026)

  
 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2024/5/P8/NOR40260542
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=LrW&Gesetzesnummer=20000310&Artikel=&Paragraf=31&Anlage=&Uebergangsrecht=


Es gibt keinen objektiven Grund, dass für die Beantwortung einer schriftlichen 
Anfrage eines Abgeordneten zum Wiener Landtages nach der derzeit gültigen 
Geschäftsordnung des Wiener Landtages die doppelte Zeit herangezogen werden 
kann als für die Beantwortung nach dem Informationsfreiheitsgesetz und somit 
eine tatsächliche Schlechterstellung für gewählte Volksvertreter gewollt ist.

  
 

Die gefertigten Landtagsabgeordneten stellen gemäß § 35 der Geschäftsordnung 
für den Wiener Landtag nachfolgenden

  
 

Antrag

  
 

Der Wiener Landtag wolle beschließen:

  
 

Der Landesrat für Klima, Umwelt, Demokratie und Personal wird aufgefordert einen 
Gesetzesantrag auf Änderung des § 31. (3) der Geschäftsordnung des Wiener 
Landtages dem Wiener Landtag zum Beschluss zuzuleiten, in dem die 
Beantwortungsfrist von schriftlichen Anfragen von Abgeordneten zum Wiener 
Landtag der Beantwortungsfrist nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
gleichgesetzt wird.

  
 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an das Mitglied der Wiener 
Landesregierung für Klima, Umwelt, Demokratie und Personal beantragt.
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